
                           Beabsichtigte unterjährige Änderungen –  

                       INB 2026 und INB 2027 

Seite 1 
 

Infrastrukturnutzungsbedingungen der DB InfraGO AG 2026 (INB 2026) 

INB 2026  INB 2026  Anmerkungen 

Verzeichnis der Anlagen 

[…] 

 Verzeichnis der Anlagen 

[…] 
 
Anlage 4.11a – Pilotverfahren: Übersicht Kapazitäten Berlin bis 01.10.2026 
 
Anlage 4.11b – Pilotverfahren: Übersicht Kapazitäten Berlin ab 02.10.2026 
 
Anlage 4.11c – Messmethodik und Verfahrensschritte bei der Bewer 
tung des Pilotverfahrens 

 Die Änderungen sind gemäß § 19 Abs. 6 ERegG 
am 11.06.2026 vorläufig in Kraft getreten. Die aus-
führliche Begründung der vorläufigen Inkraftset-
zung findet sich ab Seite 7 dieser Synopse. 

  

4.11 Pilotverfahren zur Verbesserung der Betriebsqualität durch Ver-
kehrsreduktion im Knoten Berlin 

Die Pünktlichkeit im Knoten Berlin, insbesondere Nord-Süd-Tunnel, ist auf 
einem nicht zufriedenstellenden Niveau. Das Niveau der Pünktlichkeit sinkt 
rapide, wenn das Betriebsprogramm zu viele Trassen vorsieht. Es wurde 
identifiziert, dass das derzeitige Betriebsprogramm zu viel Trassen enthält, 
als dass eine stabile Pünktlichkeit gewährleistet werden könnte. Damit im 
Zeitraum der Sperrung der Berliner Stadtbahn ab dem 14.06.2026 ein stabi-
les Pünktlichkeitsniveau im Nord-Süd-Tunnel auch bei Aufnahme zusätzli-
cher (Umleiter-)Züge gehalten werden kann, erfolgt gegenüber der bisheri-
gen Bauausplanung eine Entlastung des Betriebsprogramms. Um spürbare 
Effekte bei der Pünktlichkeit für den Zeitraum zu erzielen, stehen die Kapa-
zitäten, die freiwillig herausgenommen wurden, für eine unterjährige Bele-
gung nicht zur Verfügung. Das konkrete Ziel des Pilotverfahrens sind posi-
tive Einwirkungen auf die Betriebsqualität.  
 
Durch dieses Verfahren wird von den Vorgaben der Ziffer 4.2.2.6 der INB 
bezüglich der Vergabe von Restkapazitäten im Gelegenheitsverkehr abge-
wichen, da die frei gewordenen Kapazitäten nicht als Restkapazität zur Ver-
fügung stehen. 
 
Das Pilotverfahren findet 

 auf den Streckenabschnitten von/ nach Berlin-Spandau – Berlin 
Hbf – Südkreuz mit der VzG 6107, 6106, 6134/ 6171sowie von/ 
nach Gesundbrunnen (Wedding) – Berlin Hbf – Südkreuz mit 
den VzG 6171 

 Die Änderungen sind gemäß § 19 Abs. 6 ERegG 
am 11.06.2026 vorläufig in Kraft getreten. Die aus-
führliche Begründung der vorläufigen Inkraftset-
zung findet sich ab Seite 7 dieser Synopse. 
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 vom 14.06.2026 00:00 Uhr bis 12.12.2026 bis 23:59 Uhr  
 
statt. 
 
Die konkreten freigewordenen und nicht zu belegenden Kapazitäten sind der 
Anlage 4.11a für den Zeitraum vom 14.06.2026  bis 01.10.2026 und der 
Anlage 4.11b für den Zeitraum vom 02.10.2026 bis 12.12.2026 zu entneh-
men. Die zeitlich Teilung der Kapazitäten ist darauf zurückzuführen, dass ab 
dem 02.10.2026 der Hochleistungskorridor Lehrte – Berlin beginnt und damit 
einhergehend Änderungen der Kapazitäten vorzunehmen waren. 
 
Eine aktive Beteiligung der ZB während der Durchführung des Pilotverfah-
rens auf dem jeweiligen Streckenabschnitt ist nicht vorgesehen.  
 
Die DB InfraGO AG bewertet während der Dauer des Pilotverfahrens fort-
laufend die Auswirkungen der nach Maßgabe dieses Pilotverfahrens frei ge-
wordenen und einer Wiedervergabe entzogenen Kapazitäten auf die Be-
triebsqualität. Die Bewertung erfolgt nach einer einheitlichen, sachgerechten 
und nachvollziehbaren Methodik; die maßgeblichen Bewertungskriterien 
und Verfahrensschritte ergeben sich aus Anlage 4.11c. 

Anlage 4.6.2: Übersicht der überlasteten Schienenwege und dafür geltende Nutzungsbedingungen 

Anlage 4.6.2: Nutzungsvorgaben für die als temporär überlastet erklärten Schienenwege während der Generalsanierung der Strecke Troisdorf – Koblenz – Wiesbaden (10.07.-
12.12.2026) 

  

3.4 Zusätzliche Kapazitäten im Gelegenheitsverkehr 

Zusätzlich stehen höchstens 5 Kapazitäten pro Kalendertag für Züge mit 
dem Ladegut Eisenerz und Kohle, Start in einem Seehafen in den Nieder-
landen und dem Ziel Dillingen Hochofen Hütte zur Verfügung. Diese dürfen 
abweichend von der Ziffer 4.7.3.1 der INB auf dem temporär überlasteten 
Schienenweg mit einer gesicherten Durchfahrt (Überschreitung der Regel-
grenzlast) zugewiesen werden. Bei der Trassenanmeldung ist das Ladegut 
anzugeben. 

 Wie im Verfahren BK10-26-0056_Z mit Schreiben 
vom 06.05.2026 als Antwort auf das 2. Anhörungs-
schreiben vom 09.04.2026 angekündigt, hat die DB 
InfraGO AG die in diesem Verfahren eingebrachten 
Eingaben von Zugangsberechtigten zum Anlass 
genommen, die Regelungen dahingehend zu über-
prüfen, dass es nicht zu einem Ausschluss versor-
gungsrelevanter Güterverkehre kommt. Denn bei 
der Bewertung von TÜLS-Regelungen kommt dem 
gesellschaftlichen Nutzen eine  
herausgehobene Bedeutung zu. Dieser umfasst 
auch die Sicherstellung der Versorgung der Indust-
rie und der Wirtschaft und schließt insofern versor-
gungsrelevante Güterverkehre mit ein. 
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Nach dieser Maßgabe ist zur Sicherstellung der 
Durchführung von Verkehren auf der in der Rege-
lung genannten Relation mit den genannten Gütern 
eine Regelung zu treffen. 
 
Die Änderung wird am 11.06.2026 gemäß § 19 

Abs. 6 ERegG vorläufig in Kraft gesetzt. Ohne die 

vorläufige Inkraftsetzung würde die Regelung keine 

bzw. verspätet eine Wirkung entfalten, da sie nur 

im Zeitraum der Generalsanierung vorgesehen und 

notwendig ist. Eine vorläufige Inkraftsetzung ist er-

forderlich, da andernfalls die konkrete Gefahr be-

steht, dass die Dillinger Hütte nicht ausreichend mit 

Ressourcen versorgt werden kann. Alternative 

Möglichkeiten zur Sicherstellung der Versorgung 

über die Schiene stehen derzeit nicht zur Verfü-

gung. Insbesondere können die fehlenden Res-

sourcen nicht durch zusätzliche Zugverkehre kom-

pensiert werden. 

Die eingeschränkte Kompensationsfähigkeit beruht 

maßgeblich auf begrenzten Lade- und Entladeka-

pazitäten in Rotterdam und Dillingen sowie auf den 

bestehenden Restriktionen der Verladetechnolo-

gie. Ohne eine vorläufige Inkraftsetzung ist eine 

rechtzeitige und verlässliche Versorgung daher 

nicht gewährleistet. 

Ein striktes Festhalten an den Fristvorgaben des § 

19 Abs. 5 ERegG würde folglich zu einer wesentli-

chen Beeinträchtigung der Regulierungsziele nach 

§ 3 ERegG führen, insbesondere des Ziels gemäß 

§ 3 Nr. 2 ERegG. 

Die Sicherstellung der Versorgung der Dillinger 

Hütte liegt sowohl im Interesse der Zugangsbe-

rechtigten als auch im Interesse des Betreibers des 

Stahlwerks sowie letztlich der Verbraucher, die auf 

die Stahlproduktion angewiesen sind. Ohne die 

vorläufige Maßnahme wären diese Interessen er-

heblich gefährdet. 
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Zugleich dient die vorläufige Inkraftsetzung der Ge-

währleistung eines sicheren, leistungsfähigen und 

zuverlässigen Betriebs der Eisenbahninfrastruktur 

nach § 3 Nr. 5 ERegG. 

Nutzungsvorgaben für die als temporär überlastet erklärten Schienenwege während der Generalsanierung der Strecken Nürnberg – Regensburg und Obertraubling – Passau (06.02.-
12.12.2026) 

3.2 Zweite Netzfahrplanerstellungsphase 

[…] 
(11) Ist eine Zuweisung nicht möglich, so stehen diese 
Kapazitäten dem Gelegenheitsverkehr zur Verfügung. 

 

3.2 Zweite Netzfahrplanerstellungsphase 

[…] 
(11) Ist eine Zuweisung nicht möglich, so stehen diese Kapazitäten dem Ge-
legenheitsverkehr zur Verfügung. 

 Folgeänderung aufgrund der Einfügung der Ziffer 
3.3. Die Änderung ist gemäß § 19 Abs. 6 ERegG 
am 11.07.2026 vorläufig in Kraft getreten. Zur aus-
führlichen Begründung wird auf die Begründung zur 
Ziffer 3.3 verwiesen. 

  

3.3 Nutzung von Restkapazitäten im Rahmen des Gelegenheitsver-
kehrs oder für baubedingte Umleiter  

Sind nach Vergabe der in Nutzungsbedingung 1 (Abschnitt 2.1) enthaltenen 
maximalen Anzahl an Kapazitäten je Verkehrsart im Rahmen der ersten 
Phase (Abschnitt 3.1) oder zweiten Phase (Abschnitt 3.2) der Netzfahrpla-
nerstellung noch Kapazitäten nicht zugewiesen oder Kapazitäten wieder 
storniert worden, so stehen diese dem Gelegenheitsverkehr zur Verfügung 
bzw. werden für Umleitungsverkehre bei baubedingten Kapazitätseinschrän-
kungen auf anderen Strecken verwendet. Die Entscheidung über die Zuwei-
sung erfolgt nach Ziffer 4.2.2.6.1 der INB. Sofern die Kapazitäten nach Nut-
zungsbedingung 1 (Abschnitt 2.1) überschritten sind, erfolgt eine Trassen-
ablehnung. 

 Die festgelegte maximale Anzahl an Kapazitäten je 
Verkehrsart kommen neben dem Netzfahrplan 
auch im Rahmen des Gelegenheitsverkehrs oder 
für baubedingte Umleiter zur Anwendung. Dies ist 
notwendig, um Qualitätsaspekte im Rahmen der 
Fahrplanerstellung zu berücksichtigen. Die Kapazi-
täten auf den Umleitungsstrecken können die Be-
darfe nicht vollständig abdecken (siehe hierzu auch 
den Plan zur Erhöhung der Schienenwegkapazität 
(PEK) für die im Zuge der der Generalsanierung 
der Strecken Nürnberg – Regensburg und Ober-
traubling – Passau als temporär überastet erklärten 
Schienenwege (TÜLS)). Mit Ausnahme der Ab-
schnitte München-Karsfeld und München-Waldtru-
dering – Rosenheim, bei denen die maximale Aus-
lastung gemäß der Ist-Verkehre angesetzt ist, sind 
die Zugzahlen auf einer Auslastung von 115 % be-
rechnet. Ab einer solchen Auslastung wird gemäß 
eisenbahnbetriebswissenschaftlichen Untersu-
chungen die Grenze zur mangelhaften Betriebs-
qualität erreicht. Einer solchen wird mit der Begren-
zung der Zugzahlen entgegengewirkt und ein si-
cherer, leistungsfähiger und zuverlässiger Bahnbe-
trieb gewährleistet. Eine entsprechende Regelung 
wurde bereits unterjährig für andere TÜLS in Kraft 
gesetzt und soll nunmehr auch in gleicher Weise 
noch für den TÜLS „Nürnberg – Regensburg und 
Obertraubling – Passau“ nachgezogen werden.  
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Die Änderungen sind gemäß § 19 Abs. 6 ERegG 
am 11.07.2026 vorläufig in Kraft getreten, da dies 
mit der 3. Phase des TÜLS „Nürnberg – Regens-
burg und Obertraubling – Passau“ korrespondiert.  
 
Mit den beabsichtigten Änderungen wahrt die DB 
InfraGO AG die Interessen der Zugangsberechtig-
ten auf dem Gebiet der Eisenbahnmärkte bei der 
Förderung und Sicherstellung eines wirksamen 
Wettbewerbs in den Eisenbahnmärkten gemäß § 3 
Nr. 2 ERegG und gewährleistet einen leistungsfä-
higen und zuverlässigen Betrieb der Eisenbahninf-
rastruktur gemäß § 3 Nr. 5 ERegG. 
 
Ohne eine Begrenzung der vorgesehenen Zug-
mengenzahl würde es zu einer mangelhaften Be-
triebsqualität auf den TÜLS-Strecken im Gelegen-
heitsverkehr oder für baubedingte Umleiter kom-
men, sodass ohne die Änderung das Regulierungs-
ziel des § 3 Nr. 5 ERegG, insbesondere ein leis-
tungsfähiger und zuverlässiger Betrieb der Eisen-
bahninfrastruktur nicht gewährleistet und somit das 
Regulierungsziel wesentlich beeinträchtigt wäre. 
Eine erhöhte Betriebsqualität wahrt auch die Inte-
ressen der Zugangsberechtigten, weil die entspre-
chende Begrenzung insbesondere dem Abbau von 
Folgeverspätungen und somit einem pünktlicheren 
Schienenverkehr dient. Ohne die Änderung wäre 
das Regulierungsziel nach § 3 Nr. 2 ERegG we-
sentlich beeinträchtigt. 
 
Damit die Betriebsqualität im laufenden Netzfahr-
planjahr 2026 gesteigert werden kann und die Zu-
gangsberechtigten bereits zum Zeitpunkt ihrer 
Trassenanmeldungen im Gelegenheitsverkehr 
transparent die Zugmengenzahlen berücksichtigen 
können, ist eine unterjährige Änderung und ihre 
vorläufige Inkraftsetzung notwendig.  
 
Ein Abwarten auf die nächste Anpassung der Nut-
zungsbedingungen nach den Fristen des § 19 Abs. 
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5 ERegG würde dazu führen, dass diese Anpas-
sung erst zum Netzfahrplan 2028 verbindlich wer-
den würde und für den Netzfahrplan 2026 keine 
Auswirkungen mehr hätte, womit die zu erzielende 
Betriebsqualität auch im Sinne der Zugangsberech-
tigten nicht erreicht werden könnte. 
 
Das Einhalten der Fristvorgaben aus § 19 Abs. 5 
ERegG führt daher im Ergebnis zu einer konkreten 
und wesentlichen Beeinträchtigung der Regulie-
rungsziele gemäß § 3 Nr. 2 und 5 ERegG. 

Anlage 4.11a – Pilotverfahren: Übersicht Kapazitäten Berlin bis 01.10.2026 

  

Siehe in der Anlage 

 Die Änderungen sind gemäß § 19 Abs. 6 ERegG 
am 11.06.2026 vorläufig in Kraft getreten. Die aus-
führliche Begründung der vorläufigen Inkraftset-
zung findet sich ab Seite 7 dieser Synopse. 

Anlage 4.11b – Pilotverfahren: Übersicht Kapazitäten Berlin ab 02.10.2026 

  

Siehe in der Anlage 

 Die Änderungen sind gemäß § 19 Abs. 6 ERegG 
am 11.06.2026 vorläufig in Kraft getreten. Die aus-
führliche Begründung der vorläufigen Inkraftset-
zung findet sich ab Seite 7 dieser Synopse. 

Anlage 4.11c – Pilotverfahren: Bewertungskriterien und Verfahrensschritte 

  

Siehe in der Anlage 

 Die Änderungen sind gemäß § 19 Abs. 6 ERegG 
am 11.06.2026 vorläufig in Kraft getreten. Die aus-
führliche Begründung der vorläufigen Inkraftset-
zung findet sich ab Seite 7 dieser Synopse. 
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Begründung der vorläufigen Inkraftsetzung gemäß § 19 Abs. 6 ERegG 

 

Die Ziffer 4.11 mit der Einführung eines Pilotverfahrens zur Verbesserung der Betriebsqua-

lität durch Verkehrsreduktion im Zeitraum vom 14.06.2026 bis zum Fahrplanwechsel auf 

den Streckenabschnitten von/ nach Berlin-Spandau – Berlin Hbf – Südkreuz mit der VzG 

6107, 6106, 6134/ 6171 sowie von/ nach Gesundbrunnen (Wedding) – Berlin Hbf – Süd-

kreuz mit der VzG 6171wurde unterjährig in die INB 2026 aufgenommen und vorläufig zum 

11.06.2026 in Kraft gesetzt. 

Die Pünktlichkeit ist im Jahr 2026 verkehrsartenübergreifend an verschiedenen relevanten 

Stellen des Netzes nicht zufriedenstellend. Dies gilt insbesondere für die hochbelasteten 

Knoten, die neuralgische Engpässe im Schienennetz darstellen. Das Niveau der Pünktlich-

keit sinkt rapide, wenn das Betriebsprogramm zu viele Trassen vorsieht. Um dieser Ent-

wicklung entgegenzusteuern, wird der Ansatz im Rahmen dieses Pilotverfahrens verfolgt, 

dass durch die freiwillige Herausnahme von zugewiesenen Verkehren durch ZB und ohne 

eine Wiederbelegung der dadurch freigewordenen Kapazität durch neue Trassenanmel-

dungen die Betriebsqualität stabilisiert wird. Das konkrete Ziel des Pilotverfahrens sind po-

sitive Einwirkungen auf die Betriebsqualität. 

Es wurde identifiziert, dass das derzeitige Betriebsprogramm im Knoten Berlin und da-

bei insbesondere Nord-Süd-Tunnel zu viel Trassen enthält. Damit im Zeitraum der Sper-

rung der Berliner Stadtbahn ab dem 14.06.2026 ein stabiles Pünktlichkeitsniveau im Nord-

Süd-Tunnel auch bei Aufnahme zusätzlicher (Umleiter-)Züge gehalten werden kann, erfolgt 

gegenüber der bisherigen Bauausplanung eine Entlastung des Betriebsprogramms und die 

durch die Entlastung frei gewordenen Kapazitäten sind einer erneuten Zuweisung entzo-

gen. Ein besseres und stabileres Betriebsbild soll dadurch erreicht werden. Dieses Pilot-

verfahren ist zum einen zeitlich ausreichend über mehrere Monate gestreckt, so dass (kurz-

fristige) aussagekräftige Rückschlüsse hieraus gezogen werden können. Zum anderen ist 

das Pilotverfahren geographisch auf einen wichtigen Streckenabschnitt des Netzes bezo-

gen, das eine Baubetroffenheit aufweist und eine gute Vergleichsbasis zum Zwecke der 

Auswertung des Piloten mit dem Vorjahr 2025 mitbringt. 

Die vorläufige Inkraftsetzung dieser beabsichtigten Änderung ist erforderlich. Das Einhalten 

der Fristvorgaben aus § 19 Abs. 5 ERegG und damit eine Anpassung der INB im Rahmen 

des Regelprozesses für die INB 2028 führt im Ergebnis zu einer konkreten und wesentli-

chen Beeinträchtigung der Regulierungsziele gemäß § 3 Nr. 2, 3, 5 und 6 ERegG. Ein Zu-

warten auf den Regelprozess der INB 2028 würde bedeuten, dass die aktuellen Gegeben-

heiten auf dem Streckenabschnitt wie die gegebene Baubetroffenheit nicht genutzt werden 

würde. 

Ohne eine solche vorläufige Anpassung der INB 2026 wäre insbesondere die Gewährleis-

tung eines sicheren, leistungsfähigen und zuverlässigen Betriebs der Eisenbahninfrastruk-

tur wesentlich gefährdet, da eine sehr starke Auslastung des Streckenabschnittes des Pi-

loten gegeben ist. In diesem Zusammenhang ist ebenfalls die Betroffenheit des Regulie-

rungsziels der Wahrung der Interessen der Zugangsberechtigten auf dem Gebiet der Ei-

senbahnmärkte bei der Förderung und Sicherstellung eines wirksamen Wettbewerbs in den 

Eisenbahnmärkten sowie die Wahrung der Interessen der Verbraucher gemäß § 3 Nr. 2 

ERegG zu sehen. 
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3.4.6 Grenzlasten für Züge 

Die auf den Strecken der DB InfraGO AG möglichen Grenzlasten 
für Züge des Schienengüterverkehrs sind im Grenzlastanzeiger 
(GretA) veröffentlicht. 
 
GretA wird im Internet zur Verfügung gestellt: 

www.dbinfrago.com/greta  
[...] 

 3.4.6 Grenzlasten für Züge 

Die auf den Strecken der DB InfraGO AG möglichen Grenzlasten 
für Züge des Schienengüterverkehrs sind im Grenzlastanzeiger 
(GretA) veröffentlicht. 
 
GretA wird im Internet zur Verfügung gestellt: 

www.dbinfrago.com/greta  

[…] 

Elektrifizierung folgender Grenzlastabschnitte: 

 Strecke 6645: Chemnitz Hbf nach Chemnitz Süd (DC - 
DCS) 
 
Hier wurden für den Abschnitt nun auch die Grenzlasten 
für E-Loks berechnet und entsprechend in GretA er-
gänzt. 

 

 

In GretA werden folgende unterjährige Ände-
rungen vorgenommen: 

- Korrektur von Strecken 

Die Änderungen treten zum 07.09.2026 gemäß 
§ 19 Abs. 6 ERegG vorläufig in Kraft. 

Durch die Korrektur von Strecken (hier Elektrifi-
zierung von Grenzlastabschnitten) wird die 
Grenzlastberechnung in GretA für die Zugangs-
berechtigten vereinfacht und das Tool auf dem 
aktuellen Stand gehalten. 

Ohne die Änderungen und deren vorläufige In-
kraftsetzung zum 07.09.2026 wären die Ziele 2 
und 3 der Regulierung gemäß § 3 ERegG we-
sentlich beeinträchtigt, da die mit den Änderun-
gen verbundenen Vereinfachungen aufgrund 
der Entwicklungszyklen im Tool GretA den ZB 
erst einige Monate später zur Verfügung gestellt 
werden könnten. 

 

http://www.dbinfrago.com/greta
http://www.dbinfrago.com/greta

